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Vom 8. – 12. Januar werden Tausende Bauern und Bäuerinnen mit Fahrtkolonnen, Sternfahrten zu
größeren Städten und Blockaden von Autobahnzufahrten und zentralen Verkehrsknoten immer
wieder Teile des Landes lahmlegen. Am 15. Januar schließt die Aktionswoche mit einer zentralen
Kundgebung in Berlin, um der Ampel den Marsch zu blasen.

Den unmittelbaren Auslöser für die Proteste bildete die geplante Streichung der Subventionen beim
Agrardiesel und der KfZ-Steuerbefreiung für die Landwirtschaft. Diese belaufen sich für das Jahr
2024 auf insgesamt ca. 440 bzw. 485 Millionen Euro. Für einen durchschnittlichen Betrieb würde
sich die Streichung der Vergünstigungen auf 4.000 – 5.000 Euro pro Jahr belaufen bei einem
durchschnittlichen Jahresgewinn von 82.000 Euro im Wirtschaftsjahr 2021/22 bzw. 115.400 Euro im
Jahr 2022/23.

Damit steht sicherlich nicht „die Landwirtschaft“ auf der Kippe, wohl aber würden die Streichungen
vor allem die kleineren und mittleren Betriebe treffen, da sich hinter diesem statistischen
Durchschnitt ernorme Unterschiede verbergen. Natürlich machen die kleineren Betriebe weniger
Gewinn, verfügen über weniger Reserven und verbrauchen mehr Sprit im Verhältnis zu ihrer
Agrarfläche. Für diese landwirtschaftlichen Unternehmen stellt die Streichung der Subventionen
eine erhebliche Einkommenseinsbuße dar – zumal die Steigerung der Durchschnittsgewinne
landwirtschaftlicher Unternehmen in den letzten Jahren selbst Resultat eines dauerhaften
Zentralisations- und Konzentrationsprozesses ist. Gab es im Jahr 2000 noch 440.000 Unternehmen
im Agrarsektor, so waren es 2020 noch 260.000.

Zweifellos ist die Empörung und Wut der kleineren und mittleren Landwirt:innen über die
Streichungen und die dazukommende schrittweise Abschaffung der Subventionen für den KfZ-Diesel
nachvollziehbar und berechtigt. Diese kleinbürgerliche Schicht wird längst ökonomisch von einem
immer unhaltbareren Agrarsystem an den Rand gedrückt, da vor allem die Interessen der großen
Betriebe, vor allem aber der Agrarindustrie und Handelskonzerne im globalen Wettbewerb bedient
werden. Zugleich sollte auch niemand die Protestaktionen idealisieren. Geführt werden sie von den
großen Wirtschaften, die auch den Bauernverband dominieren, politisch eng an CDU/CSU hängen
und an einem auf Subventionen basierenden aberwitzigen Agrarsystem. Diese sind eng verbunden
mit direkten Kapitalinteressen und einer über Jahrzehnte etablierten Agrarpolitik, die die
Konkurrenzfähigkeit der deutschen und europäischen Agrarproduktion sichert und für relativ
günstige Preise in Supermärkten sorgt, die letztlich wiederum durch Massensteuern finanziert
werden.

In den letzten Wochen ging der Bauernverband zudem ein enges Bündnis mit dem Bundesverband
Güterkraftverkehr Logistik und Entsorgung (BGL), der einen großen Teil des Transportgewerbes
vertritt, ein. Die Aktionswoche vom 8. – 12. Januar wird von beiden Verbänden durchgeführt.
Während der Bauernverband weiter die Streichung aller Subventionskürzungen will, fordern die
Transportunternehmen „Geld für intakte Straßen und Brücken, Lkw-Stellplätze und verlässliche
Förderprogramme für einen klimafreundlichen Straßengüterverkehr“.

Am rechten Rand der Proteste machen sich zudem Verbände wie die sog. „Freien Bauern“ und
andere reaktionäre kleinbürgerliche Standesvereinigungen breit. Die AfD und auch Nazi-
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Organisationen wie die Freien Sachsen suchen die Verbindung zu diesem „Volkswiderstand“ und
mischen den Ruf nach billigem Diesel mit dem nach noch billigerem Blut und Boden.

Aktionen gehen weiter

Angesichts der Aktionen des Bauernverbandes im Dezember nahm die Ampel-Koalition die Kürzung
der KfZ-Steuerbefreiung vollständig zurück. Die Begünstigung für den KfZ-Diesel soll 2024 nur zu
40 % gekürzt und dann schrittweise bis 2026 abgeschafft werden. Das lehnt der Bauernverband ab,
der an der Spitze der Proteste steht und bundesweit die weitaus größte Interessenvertretung bildet.
Auch wenn die Bundesregierung jammert, dass die geplanten Blockaden und Sternfahrten
„unverhältnismäßig“ seien, so sieht der Bauernverband die Chance, sämtliche Forderungen
durchzusetzen.

Gemeinsam mit BGL und unterstützt von CDU, CSU und Freien Wählern wollen sie die Ampel-
Koalition weiter vor sich hertreiben. Auch wenn der Bauernverband gebetsmühlenartig betont, dass
die Proteste „unpolitisch“ wären, so befindet er sich faktisch im Bündnis mit den konservativen
Oppositionsparteien.

Diese Kräfte haben (noch) kein Interesse an einem Bündnis mit den rechten Bauernverbänden wie
den sog. Freien Bauern oder Teilen von „Landwirtschaft schafft Verbindung“. Daher distanzieren
sich der Bauernverband und seine konservativen Verbündeten auch von den rechten Protestaktionen
wie der Blockade von Habeck in Schleswig-Holstein, denn schließlich wollen CDU und CSU nicht das
System „stürzen“, sondern übernehmen.

Der Bauernverband hofft so, außerdem seine eigene Vormachtstellung unter der Bäuer:innenschaft
wieder zu festigen, die in den letzten Jahrzehnten eigentlich schwächer wurde. Phasenweise hatten
die Grünen Einfluss gewonnen; die können zurückgedrängt werden. Zugleich machen sich immer
wieder auch die inneren Gegensätze unter „den“ Bäuer:innen bemerkbar. Diese reicht schließlich
von großen Agrarunternehmen bis hin zu noch relativ kleinen Landwirt:innen, ist also klassenmäßig
durchaus heterogen. Darüber hinaus unterminieren auch Interessengegensätze wie z. B. zwischen
konventionellen und Öko-Landwirtschaften die „Einheit“ des Verbandes.

Der Angriff auf die Agrarsubventionen dient daher auch als Mittel, eine Einheit herzustellen, die es
bei früheren Protesten, z. B. gegen die EU-Glyphosat-Verordnung nicht gab, als Bauern und
Bäuerinnen auf unterschiedlichen Seiten der Barrikaden standen. Indirekte Steuern und
Agrarsubventionen stellen hingegen traditionell ein Mittel dar, eine Einheit zwischen klassenmäßig
heterogenen Kräften wie Kleinunternehmen und Agrarkonzernen herzustellen. Höhere Steuern und
Belastungen seien schließlich ein Angriff auf alle Unternehmen. Wie die Subventionen finanziert
werden, wird dabei bewusst außen vorgelassen. Dabei liegt gerade hier der Hase im Pfeffer, denn
unter den aktuellen Bedingungen müssen diese natürlich aus Steuermitteln finanziert werden – und
diese kommen nach Jahrzehnten der Umverteilung der Steuerlast auf die Lohnabhängigen natürlich
vor allem von diesen.

Daher müsste eine linke Haltung zu den Forderungen der Landwirt:innen folgendermaßen aussehen:
Nein zu den Subventionsstreichungen, da diese tatsächlich die Existenz der kleineren Betriebe
bedrohen und massive Einkommenseinbußen bedeuten. Diese Maßnahmen müssten aber durch eine
progressive Besteuerung der Unternehmensgewinne – auch im Agrarsektor – finanziert werden. So
wäre es möglich, einen Keil zwischen die verschiedenen Schichten der Landwirt:innen zu treiben
und die Vormachtstellung der Großbäuer:innen und des Agrarkapitals anzugreifen.



Die Grenzen der kapitalistischen Agrarbranche

Die aktuelle Protestbewegung reflektiert auch eine tiefe Krise des bestehenden landwirtschaftlichen
Systems in Deutschland und der EU, der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). Die Subventionen oder
Vergünstigungen in diesem Sektor bilden mittlerweile einen zentralen Bestandteil der Einkommen
landwirtschaftlicher Betriebe in Deutschland (und der gesamten EU). So zogen die
landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe in Deutschland ungefähr die Hälfte ihres Einkommens
aus Direktzahlungen und anderen Zuschüssen.

Auch wenn in bestimmten Sektoren kleiner Landwirt:innen, z. B. bei einzelnen
Nebenerwerbsbäuer:innen das sogar 90 % ausmachen kann, so werden die Großbetriebe (z. B. in
Ostdeutschland) sowie Agrarholdings (also große Investor:innen) von diesem System
überdurchschnittlich begünstigt.

Dieses Subventionssystem ist selbst ein Resultat der inneren Tendenzen der kapitalistischen
Landwirtschaft. Die Preise für zentrale Produkte (z. B. Getreide, Futtermittel, Rinder- und
Schweinefleisch, Milchprodukte) werden auf dem Weltmarkt bestimmt. Die Agrarproduktion selbst
ist natürlich auch auf ihn ausgerichtet.

Um die Wettbewerbsfähigkeit deutscher oder europäischer Produzent:innen zu sichern, pumpen die
EU und Deutschland seit Jahren Milliarden an Subventionen in diesen Bereich. Solcherart (und
aufgrund der höheren Produktivität einer industrialisierten Landwirtschaft) kann der europäische
Agrarexport halbkoloniale Konkurrenz verdrängen und sogar deren Inlandsmärkte erobern.

Einen eng damit verbunden Bestimmungsfaktor der gesamten landwirtschaftlichen Produktion
bilden die Lieferant:innen von Maschinen, Saatgut, Düngemitteln etc. sowie die Abnehmer:innen
(große Agrarkonzerne und Handelsunternehmen). Im Unterschied zur Bäuer:innenschaft sind diese
hochgradig konzentriert, bestimmen wenige Konzernen nationale und internationale Märkte, können
also den landwirtschaftlichen Produzent:innen Preise diktieren.

Ohne Subventionen würden die Bauern und Bäuerinnen entweder nicht mehr erhalten als diese
Preise. Viele Betriebe wären längst pleite, die Zentralisation in der Landwirtschaft noch viel weiter
fortgeschritten. Oder sie wären in der Lage, höhere Preise zu verlangen, was massiv steigende
Nahrungsmittelpreise zur Folge hätte, die von der Masse der lohnabhängigen Konsument:innen zu
bezahlen wären. Um beides zu verhindern, wirken die Agrarsubventionen wie ein Reparaturbetrieb,
der ständig nach mehr Subventionen, mehr Stützen schreit, weil für ein im Grunde aberwitziges
System eigentlich immer mehr Subventionen nötig werden. Hinzu kommt, dass relativ geringe
Lebensmittelpreise auch den Wert der Ware Arbeitskraft senken, so dass sich auch Lohnabhängige
in prekären Verhältnisse noch über Wasser halten können. Das heißt, das bestehende Agrarsystem
erleichtert auch die Umsetzung und Durchsetzung neoliberaler Arbeitsmarktreformen.

Die aktuellen Proteste bringen auch einen Unmut breiter Schichten der Landbevölkerung mit
diesem System zum Ausdruck, das immer schwerer zu finanzieren ist und den
Konzentrationsprozess in der Landwirtschaft zwar bremst, keinesfalls aber aufhält. Zweitens steht
dieses System jeder einigermaßen vernünftigen Reorganisation der Landwirtschaft im Sinne
ökologischer Nachhaltigkeit direkt entgegen.

Es ist daher eine gewisse Paradoxie, dass bei den aktuellen Protesten gerade solche Kräfte an der
Spitze stehen – CDU/CSU, aber auch der Deutsche Bauernverband –, die über Jahrzehnte dieses
milliardenschwere System auf- und ausgebaut und gegen jede Kritik verteidigt haben; ein System,
das vor allem dem Agrarkapital sowie den großen Konzernen im Handel Milliardenprofite sichert.



Innerhalb der Bäuerinnen:schaft bildet sich schon länger ein kleinbürgerlicher Widerstand gegen
diese Politik des Bauernverbandes. Mit der Expansion der ökologischen Landwirtschaft profitierten
einige Zeit die Grünen davon. Doch die Illusionen in deren „andere“ Politik sind bei vielen verblasst,
was auch erklärt, warum in der gegenwärtigen Situation Habeck und die Grünen und nicht Lindner
und die FDP zur ersten Zielscheibe des Hasses gerieten. Der andere Grund liegt darin, dass seit
etlichen Jahren auch eine reaktionäre, kleinbürgerliche, rechte und nationalistische Kritik am
Bauernverband stärker geworden ist. Diese lehnt Subventionen grundsätzlich ab und tritt für eine
„echte“, das heißt kleinbäuerliche Marktwirtschaft ein, will zurück zur Einheit von Hof, Land und
Eigentum. Um die „ehrliche“ deutsche Landwirtschaft zu retten, soll sie von der internationalen
Konkurrenz abgeschottet werden. Es sind diese utopischen und gleichzeitig reaktionären
Tendenzen, die von den Rechten, von AfD oder auch Faschist:innen aufgegriffen werden. Darin sind
sie nicht erfolglos, obwohl sie selbst kein auch nur einigermaßen schlüssiges Konzept vorzuweisen
haben. Die AfD fordert sogar die Streichung aller Subventionen in der Landwirtschaft, was, würde
es auf einmal umgesetzt, den Ruin Zehntausender Bäuerinnen und Bauern bedeuten würde. Doch
wie andere rechte und rechtspopulistische Bewegungen zeigen, wird der Verweis auf die innere
Unvernunft solcher Vorschläge, auf ihren aberwitzigen und zutiefst irrationalen Charakter nicht
verhindern, dass Kleinbürger:innen solchen Rattenfänger:innen auf den Leim gehen.

Arbeiter:innenklasse

Ein entscheidender Grund, warum die gesamte Krise des Agrarsektors von bürgerlichen Kräften
bestimmt und als deren einzige scheinradikale Alternative rechte bis faschistische Gruppierungen
auf den Plan treten, liegt darin, dass die Arbeiter:innenbewegung selbst über keine
programmatische und politische Antwort verfügt. Sie kann so auch nicht als eigenständige Kraft in
Erscheinung treten, zumal sie auch bei den Kämpfen der letzten Jahre über rein ökonomische
Forderungen kaum hinauskam.

Natürlich sollten sämtliche Subventionsstreichungen unmittelbar rückgängig gemacht werden. Aber
das löst die grundlegenden Probleme überhaupt nicht. Eine Überwindung der Krise des
Agrarsektors und eine Neustrukturierung im Interesse der Versorgung und ökologischer
Notwendigkeiten setzt voraus, die Eigentumsfrage anzugehen. Das schließt die Enteignung von
Grund und Boden sowie der Agrarindustrie und der Handelskonzerne ein.

Auf dieser Basis könnte die Produktion unter Einbeziehung von Ausschüssen der Bauern und
Bäuerinnen und Landarbeiter:innen gemäß der Bedürfnisse der Masse der Konsument:innen und
ökologischer Nachhaltigkeit reorganisiert werden – und zwar nicht nur auf nationaler, sondern auch
auf internationaler Ebene. Dies müsste natürlich nicht nur die Frage einschließen, welche
Landwirtschaftsprodukte wie produziert, sondern auch, wie die Maschinen und Transportsysteme
entwickelt werden sollen.

Um die Preise für Agrarprodukte zu regulieren, braucht es Preiskontrollkomitees, die ländliche
Produzent:innen und städtische Konsument:innen direkt verbinden. Damit höhere Agrarpreise nicht
auf Kosten der Lohnabhängigen gehen, müssen Löhne und Einkommen automatisch an diese
Preissteigerungen angepasst werden.

Die Arbeiter:innenklasse kann und muss den bäuerlichen Produzent:innen zwar einen Plan für eine
vernünftige Reorganisation der Landwirtschaft anbieten, sie kann und muss sie gegen den Druck der
Agrarkonzerne verteidigen, aber sie kann ihnen nicht die Beibehaltung des bäuerlichen
„unabhängigen“ Betriebs versprechen. Dieser ist selbst auf dem Boden des aktuellen Kapitalismus
längst zu einer Fiktion geraten. Die Lösung des Problems besteht nicht in der Rückkehr zu einem
„goldenen“ Zeitalter der bäuerlichen Wirtschaft, das es ohnedies nie gab, sondern in der
gemeinwirtschaftlichen, demokratisch geplanten Produktion auch in der Landwirtschaft. Dabei



können Genoss:innenschaften als Übergangsform vom individuellen Privat- zum Gemeineigentum
nützlich sein. Sie sollten daher von der Arbeiter:innenklasse unterstützt werden.

Ein solches Programm würde zwar sicher nicht alle Landwirt:innen, also eine ganze (klein-
)bürgerliche Schicht gewinnen. Es wäre aber geeignet, einen Keil zwischen die Bäuer:innenschaft
und das Agrarkapital zu treiben und zwischen die reaktionären und die fortschrittlichen Teilen der
Landbevölkerung.


